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lungsverfahrens mit  al len damit im Zusammenhang stehenden 

Konsequenzen führen kann.

- zur Nichtwiederholung von Rechtsverletzungen und 
anderen Gefahren für die öffent l iche Ordnung 
und Sicherheit .

Hier hat berei ts eine Rechtsverletzung stattgefunden oder 

die Gefahr für die öffent l iche Ordnung und Sicherheit  wurde 

berei ts abgewehrt.  Mit  dem Erheben der Forderung sol l  die 

Person veranlaßt werden, diese Handlung(en) nicht zu wieder­

holen und keine weitere Rechtsverletzung zu begehen oder 

nicht wieder eine Gefahr zu verursachen.

Eine solche Forderung kann zum Beispiel  erhoben werden, um 

zu verhindern, daß der Kirche gehörende Verviel fäl t igungs­

geräte nicht wieder zum Herstel len von die öffent l iche Ord­

nung und Sicherheit  gefährdenden Schri f ten benutzt werden.

Al le Forderungen stel len VerhaltensaIternat iven zum bisheri­

gen Handeln dar,  über deren Real is ierung der Betreffende 

selbst zu entscheiden hat.  Der Betroffene entschl ießt sich 

selbst,  ob er die Forderung erfül l t  und damit sein Verhalten 

von sich aus ändert.  Damit unterscheidet sich das Stel len 

von Forderungen gemäß § 11 Abs. 1 Satz 1 und §§ 11 Abs. 3 

von anderen strafprozessualen oder solchen Maßnahmen nach 

dem VP-Gesetz, mit  denen Handlungen gegen den Wil len des 

Betreffenden unterbrochen werden. Das hat zur Konsequenz, 

daß nur solche Forderungen gestel l t  werden dürfen, die der 

Betreffende physisch und psychisch erfül len kann. Werden 

Forderungen gestel l t ,  zu deren Erfül lung der Betreffende ob­

jekt iv nicht in der Lage ist ,  kann die Nichterfül lung keine 

Verantwort l ichkeiten für den Betreffenden begründen.


